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Vertragsförmige Vereinbarungen zwischen
Staat und Hochschulen als Instrument der
Gleichstellung 
Das Beispiel Sachsen-Anhalt

1. Herstellung von 
Chancengleichheit zwi-
schen den Geschlechtern
durch Kontraktsteuerung

Die Kontraktsteuerung zwischen Staat
und Hochschulen zählt zu den zentralen
Instrumenten der Hochschulreform im

Zeichen der betriebswirtschaftlichen Wende. Die Verträge sollen die Be-
ziehung der verschiedenen Akteure gestalten. Dabei unterscheiden sie
sich sowohl in begrifflicher wie auch in inhaltlicher Hinsicht erheblich,
„ohne dass der äußere Name Rückschlüsse auf den tatsächlichen Charak-
ter der Papiere zulässt“ (König u.a. 2004). Karsten König u.a. differenzie-
ren jenseits der faktischen Benennung drei typische Varianten von Verträ-
gen oder Vereinbarungen: Pakte werden demnach zwischen Landesregie-
rung und allen Hochschulen gleichzeitig abgeschlossen. Sie regeln für
alle Hochschulen auf gleiche Weise die Finanzierung, die Stellenausstat-
tung und zum Teil auch inhaltliche Ziele. Hochschulverträge mit Zielver-
einbarungscharakter werden zwischen der Landesregierung und einzel-
nen Hochschulen abgeschlossen. Sie beinhalten Aussagen über die ge-
samte Finanzierung und die Stellenausstattung der Hochschulen, haben
ähnliche Inhalte und hochschulspezifische Vereinbarungen. Reine Ziel-
vereinbarungen schließlich werden zwischen der Landesregierung und
einzelnen Hochschulen abgeschlossen und haben, anders als Hochschul-
verträge, nicht die finanzielle Ausstattung, sondern eine begrenzte Anzahl
strategischer Ziele zum Inhalt. Da in der Realität die Grenzen und Über-
gänge zwischen diesen Typen aber fließend sind, ist in der Literatur der
vereinfachende Oberbegriff der „vertragsförmigen Vereinbarungen“ (z.B.
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Pasternack 2003: 136; König/Kreckel 2005: 238) gebräuchlich, der im
Folgenden übernommen wird. 

Die verschiedenen vertragsförmigen Vereinbarungen sind auch ein In-
strument zur Regelung des Umgangs mit dem gesetzlichen Gebot der
Gleichstellung der Geschlechter, dessen Verwirklichung seit einigen Jah-
ren in einer Doppelstruktur von Frauenförderung – als personenbezoge-
ner Personal- und Ressourcenpolitik – und Gender Mainstreaming – als
querschnittsorientierter Politik in allen organisationalen Handlungsfel-
dern und mit Bezug zu den organisationalen Strukturen, Prozessen und
der Organisationskultur – in der hochschulischen Gleichstellungsarbeit
umzusetzen versucht wird.1 Zumindest unter gleichstellungspolitisch Ak-
tiven und den diese wissenschaftlich begleitenden Hochschulforscherin-
nen und -forschern besteht Einigkeit darüber, dass das für Hochschulen
im Zuge der neuen Steuerung etablierte strategische Instrument der ver-
tragsförmigen Vereinbarungen einen Beitrag zur Herstellung und Ver-
wirklichung von Chancengleichheit zwischen den Geschlechtern leisten
kann und passfähig zum Gender-Mainstreaming-Konzept ist (vgl. z.B.
Altmiks 2000; Degethoff de Campos u.a. 2002; Kirsch-Auwärter 2002;
Kahlert 2003; König/Kreckel 2005; König u.a. 2007; Neissl 2007). Bis-
her sind allerdings empirische Studien äußerst rar, die die umsetzungsbe-
zogenen Chancen und Grenzen dieses neuen Steuerungsinstruments für
die Gleichstellungsarbeit ausloten (vgl. jedoch am Beispiel der Berliner
Hochschulen Degethoff u.a. 2002 und für inneruniversitäre Zielvereinba-
rungen am Beispiel der Universität Salzburg Neissl 2007). 

An diesem Forschungsdesiderat setzt der vorliegende Aufsatz an. Am
Beispiel Sachsen-Anhalts wird auf empirischer Basis erörtert, wie die
Umsetzung der in diesem Bundesland existierenden Zielvereinbarungen
zwischen Staat und Hochschulen zu den Aufgaben Gleichstellung der Ge-
schlechter und Gender Mainstreaming erfolgt. Dabei ist der Name der
Zielvereinbarung etwas irre führend: Karsten König u.a. haben bereits
2004 darauf hingewiesen, dass die in Sachsen-Anhalt abgeschlossenen
Zielvereinbarungen eigentlich Hochschulverträge mit Zielvereinbarungs-
charakter sind, denn in ihnen werden nicht nur strategische Ziele, sondern
1 Frauenförderung und Gender Mainstreaming sind beides Chancengleichheitskonzepte mit
der Prämierung von Geschlecht. Gender Mainstreaming erweitert die herkömmliche Frau-
enförder- und Gleichstellungspolitik in ihren Zielsetzungen und Vorgehensweisen um vor
allem männliche Akteure auf den verschiedenen Organisationsebenen. Es bezieht auch Or-
ganisationsbereiche ein, die vormals für „geschlechtsneutral“ gehalten wurden, wie z.B. den
Haushalt. Dadurch steht es zugleich aber, nicht zuletzt durch seine Parteilichkeit für das je
diskriminierte Geschlecht, ggf. also auch für Männer, im Spannungsverhältnis zur bisheri-
gen Frauenförderung.
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auch die Finanz- und Stellenausstattung der Hochschulen geregelt. In den
folgenden Ausführungen ist dennoch weiterhin die Rede von Zielverein-
barungen, da dies die in Sachsen-Anhalt etablierte Bezeichnung für die
vertragsförmige Vereinbarung zwischen Staat und Hochschulen ist. Aus-
gehend vom sachsen-anhaltischen Beispiel soll schließlich gefragt wer-
den, welche umsetzungsbezogenen Chancen vertragsförmige Vereinba-
rungen für die hochschulbezogene Gleichstellungsarbeit bieten und wel-
che Grenzen dieses Instrument mit sich bringt. 

Im Folgenden werden zunächst die Zielsetzungen, Fragestellungen
und das methodische Vorgehen der den Ausführungen zugrunde liegen-
den empirischen Studie vorgestellt, die die Perspektiven der sachsen-an-
haltischen Hochschulen – in Gestalt ihrer Leitungen – zur Umsetzung
von Gender Mainstreaming abbildet. In diesem Zusammenhang wird
auch dargelegt, warum das Beispiel Sachsen-Anhalt für die gleichstel-
lungsbezogene Bewertung des Steuerungsinstruments der vertragsförmi-
gen Vereinbarungen besonders interessant ist. Anschließend werden eini-
ge Ergebnisse der Untersuchung zusammenfassend diskutiert. Als Syste-
matik dienen hierfür die beiden untersuchten Zielvereinbarungsperioden
der Jahre 2003 bis 2005 und der Jahre 2006 bis 2010, wobei zur letztge-
nannten Periode lediglich der Zwischenstand erhoben und ausgewertet
werden konnte. Im abschließenden Fazit werden die Chancen und Gren-
zen der Umsetzung des Steuerungsinstruments der vertragsförmigen Ver-
einbarungen im Hinblick auf die hochschulische Gleichstellungsarbeit
vor dem Hintergrund des sachsen-anhaltischen Beispiels eingeschätzt. 

2. Zielsetzungen, Fragestellungen und 
methodisches Vorgehen

Dem Land Sachsen-Anhalt kommt im Hinblick auf die Gleichstellungs-
frage eine gewisse Vorreiterrolle zu. Es war das erste deutsche Bundes-
land, das im Mai 2000 ein Konzept zur Umsetzung von Gender Mainstre-
aming in der Landesverwaltung beschloss. Im Februar 2002 fasste die
Landesregierung – gestützt auf den ersten Bericht des Sozialministeriums
zur Umsetzung von Gender Mainstreaming in sämtlichen Politikberei-
chen – einen Beschluss, der alle Fachministerien zur Durchführung min-
destens eines ressortspezifischen Gender-Mainstreaming-Anwendungs-
projekts mit Laufzeit bis 2005/06 verpflichtete. Diesem Beschluss lag die
Idee zugrunde, dass die Erarbeitung von ressortinternen (Fach-)Beispie-
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len nicht nur allgemein motivations- und orientierungsfördernd wirken
würde, sondern darüber hinaus zu erwarten sei, dass sehr intensive Lern-
und Arbeitsprozesse in Kooperation von fachpolitisch und gleichstel-
lungspolitisch Zuständigen und Verantwortlichen initiiert würden. Inten-
diert war die Schaffung einer Handlungsgrundlage für die routinierte An-
wendung von Gender Mainstreaming in der Landesverwaltung (vgl. Hof-
mann u.a. 2003).

Die Implementation von Gender Mainstreaming in den hochschulbe-
zogenen Anwendungsbereich des Kultusministeriums wurde bereits seit
Ende der 1990er Jahre durch verschiedene Projekte des HoF Wittenberg –
Institut für Hochschulforschung an der Martin-Luther-Universität Halle-
Wittenberg wissenschaftlich begleitet (vgl. z.B. Burkhardt 2006). Er-
kenntnisse daraus flossen in die mit allen Hochschulen des Landes abge-
schlossenen Zielvereinbarungen für die Jahre 2003 bis 20052 ein, die in
Abschnitt 4 Rechte und Pflichten der Hochschulen zur „Gleichstellung
von Frauen und Männern in der Wissenschaft; Gender Mainstreaming“
regeln. Ende 2005 wurden zwischen Land und Hochschulen neue Ziel-
vereinbarungen für die Jahre 2006 bis 2010 geschlossen, die in Abschnitt
A6 ebenfalls einen Passus zur „Gleichstellung von Männern und Frauen
in der Wissenschaft“ enthalten. Das Beispie  Sachse A ha t ist daher f r
die hier i te dierte A a yse der Cha ce  u d Gre e  des Steueru gsi
stru e ts der vertragsf r ige  Verei baru ge  i  Hi b ic  auf die
h chschu ische G eichste u gsarbeit i s fer  bes ders i teressa t  a s
hier auf ei e gere Geschichte u d Erfahru ge  it der U set u g v

ie verei baru ge  ur G eichste u g der Gesch echter Be ug ge
e  werde  a

Die folgenden Ausführungen basieren auf ausgewählten Ergebnissen
einer von der Verfasserin dieses Beitrags durchgeführten Ist-Stands-Ana-
lyse zur Einlösung der in den Zielvereinbarungen eingegangenen Ver-
pflichtungen zur Umsetzung von Gender Mainstreaming an den sachsen-
anhaltinischen Hochschulen, mit der der etwas stockende Diskussions-
prozess belebt sowie Perspektiven für die weitere integrale Verankerung
von Gender Mainstreaming im Hochschulreformprozess ausgelotet wer-

2 Die erste  ie verei baru ge  wische  a desregieru g u d de  Fachh chschu e  wur
de  i  Sachse A ha t f r die ahre 2000 bis 2002 abgesch sse  
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den sollten.3 Die empirische Studie hatte im Einzelnen folgende Zielset-
zungen:

• Ermittlung von Informationsstand, Meinungsbild und Wissen zu
Gleichstellung und Gender Mainstreaming in den Hochschulen,

• Festste u g v  Sta d u d P a u g h chschu ischer eitu gs  u d
Verwa tu gsa tivit te  ur Ge der ai strea i g epte twic
u g  Bi a  ur Ei su g der ei gega ge e  Verpf ichtu ge  v

Seite  der H chschu e  ur U set u g v  Ge der ai strea i g i
der ie verei baru gsperi de f r die ahre 2003 bis 2005 u d Ei
sch t u g der Ei su g der ei gega ge e  Verpf ichtu ge  v  Sei
te  der H chschu e  ur U set u g v  Ge der ai strea i g i
der ie verei baru gsperi de f r die ahre 2006 bis 2010

• Ide tifi ati  v  rete  u d pra ti ab e  A pfu gspu te
f r die weitere U set u g v  Ge der ai strea i g a  de  H ch
schu e  des a des

• E twic u g v  Perspe tive  f r die U set u g v  Ge der ai
strea i g (Ha d u gse pfeh u ge ) u d Absch t u g u de  (be
tigte ) Ress urce  s wie 

• Er itt u g des h chschu bergreife de  u d spe ifische  Beratu gs
bedarfs   

Die Rektoren4 aller sieben staatlichen Hochschulen in Sachsen-Anhalt5

wurden um ein Interview gebeten, zu dem sie auch alle ihre Zusage ga-
ben. Auf der Basis der genannten Fragestellungen konnten mit ihnen zwi-
schen Juli und November 2006 leitfadengestützte Einzelinterviews von
90 bis 120 Minuten Dauer geführt werden.6 Dieser Vorgehensweise lag
die Annahme zugrunde, dass die Hochschulleiter über eine Doppelquali-
fikation bzw. Rollenflexibilität verfügen, da sie einerseits als Leitungsex-
3 Das Pr e t Ge der ai strea i g i  H chschu ref r pr ess  Bi a  u d V rhabe
der H chschu e  i  Sachse A ha t  u ter der eitu g v  Dr  A e Bur hardt wurde i
ahr 2006 a  H F Witte berg durchgef hrt u d v  u tus i isteriu  des a des aus

de  H chschu  u d Wisse schaftspr gra  (HWP) gef rdert
4 Aus Gr de  der Verei fachu g u d A y isieru g wird i  F ge de  f r a e I ter
viewpart er durchg gig die Be eich u g Re t r  verwe det  bw h  ei e H chschu e
ei e Pr sidia verfassu g hat u d i  ei e  Fa  ei  Pr re t r de  Re t r vertrat  
5 Es ha de te sich u  die arti uther U iversit t Ha e Witte berg  die tt v Gue
ric e U iversit t agdeburg  die Burg Giebiche stei  H chschu e f r u st u d Desig
Ha e  die H chschu e A ha t (FH)  die H chschu e Har  (FH)  die H chschu e agdeburg
Ste da  (FH) u d die H chschu e erseburg (FH)
6 Ei  Re t r war u  I terview eitrau  i  Ur aub u d wurde v  sei e  Pr re t r vertre
te  Die a dere  te  das I terview pers ich wahr eh e

die hochschule 1/2008



137

perten für die Prozesssteuerung verantwortlich zeichnen und damit die
Position der Hochschule insgesamt vertreten, andererseits als Wissen-
schaftler die Situation (kritisch) zu reflektieren in der Lage sind (Burk-
hardt 2005: 7). Zum Teil nahmen die Gleichstellungsbeauftragten der
Hochschulen auf Wunsch der jeweiligen Hochschulleitung an den Inter-
views teil oder leisteten vorbereitende Zuarbeiten für die Interviews. Die
Interviewpartner zeigten sich aufgeschlossen gegenüber der Untersu-
chungsthematik und waren durchweg auskunftsfreudig. Dennoch kann
nicht ausgeschlossen werden, dass bei den Antworten auch die Antizipati-
on der sozialen Erwünschtheit und der Kontext des Projekts, dessen För-
derer das Kultusministerium des Landes war, eine Rolle gespielt haben.
Die Interviews wurden protokolliert und zur Überprüfung der Mitschrif-
ten elektronisch aufgezeichnet. Die Auswertung erfolgte auf der Basis der
oben genannten Fragestellungen unter inhaltsanalytischen Gesichtspunk-
ten.

Die Leitfadenkonstruktion wie auch die Auswertung der Interviews
waren vor ein dreifaches Problem gestellt: Gender Mainstreaming setzt
neben organisationalen Struktur- und Prozessveränderungen wesentlich
auch an organisationalen Kulturveränderungen an, die in der Regel nicht
klar über Indikatoren erfassbar und folglich als „weiche Faktoren“ nicht
eindeutig messbar sind. Diese Problematik spiegelt sich in den Zielver-
einbarungen wider, indem diese keine Ziele bzw. Indikatoren für die Er-
folgsmessung der hochschulischen Gleichstellungsaktivitäten benennen.
Die konkrete Erfolgsmessung im Rahmen der vorliegenden Studie war
folglich vor entsprechende Herausforderungen gestellt. Der genannten
Problematik wurde in der Leitfadenkonstruktion dadurch begegnet, dass
vor allem Meinungen, Haltungen und Einschätzungen, aber auch der
Wissensstand der Rektoren zu durchgeführten und geplanten Maßnahmen
zur Umsetzung von Gender Mainstreaming an ihren Hochschulen abge-
fragt werden sollten und wurden. 

Dies hat Konsequenzen für die Aussagekraft und die Reichweite der
Ergebnisse dieser Studie: Die zugrunde liegenden Interviews bilden ab,
was die Rektoren über das Gender-Mainstreaming-Geschehen an ihren
Hochschulen zum Interviewzeitpunkt wussten, was voraussetzt, dass sie
in dieses Geschehen involviert sind bzw. es sich zu eigen machen. Ein
Abgleich der Darstellungen seitens der Hochschulleitungen mit der orga-
nisationalen Gleichstellungspraxis und vorhandenen Statistiken, etwa mit
den regelmäßig zu erstellenden Frauenförderberichten oder in Form von
ergänzenden Interviews mit den Gleichstellungsbeauftragten der Hoch-
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schulen, wäre fachlich sinnvoll gewesen, konnte jedoch im Rahmen des
Projekts aufgrund begrenzter Zeit- und Personalressourcen nicht realisiert
werden. S  te etwa ver utet werde  dass die G eichste u gsbeauf
tragte  u  Tei  weitere I f r ati e  gehabt u d ggf  auch a dere Ei
sch t u ge  u  Sta d der U set u g v  Ge der ai strea i g a  ih
rer H chschu e abgegebe  h tte  we  sie erg e d u d separat befragt
w rde  w re  

Die folgende Vorstellung und Diskussion der Untersuchungsergebnis-
se konzentriert sich auf die zweite oben genannte Zielsetzung der Studie,
nämlich die Feststellung von Stand und Planung hochschulischer Lei-
tungs- und Verwaltungsaktivitäten zur Gender-Mainstreaming-Konzept-
entwicklung in den beiden untersuchten Zielvereinbarungsperioden.7 

3. Die Umsetzung von Gender Mainstreaming in
der Zielvereinbarungsperiode 2003 bis 2005 

Die folgende Analyse des Wissensstands der Hochschulleitungen zur
Umsetzung von Gender Mainstreaming in der Zielvereinbarungsperiode
2003 bis 2005 basiert auf der inhaltsanalytischen Auswertung der Ziel-
vereinbarungstexte zwischen dem Kultusministerium und der jeweiligen
Hochschule und der Interviews, die mit den Rektoren bzw. dem Prorektor
zwischen Juli und November 2006 durchgeführt wurden. In diesen Ziel-
vereinbarungen war auch festgeschrieben, dass jede Hochschule im März
2006 einen abschließenden Umsetzungsbericht an das Ministerium vor-
legt. Diese Berichte konnten vom Ministerium für die vorliegende Unter-
suchung nicht als auszuwertende Dokumente zur Verfügung gestellt wer-
den. Deshalb konnten sie leider nicht in die Auswertung einbezogen wer-
den. Erstaunlich ist, dass in den Interviews nur die Rektoren zweier
Hochschulen explizit auf den hochschulischen Umsetzungsbericht an das
Kultusministerium Bezug nahmen. Warum die anderen Hochschulleitun-
gen dies nicht taten, ist nicht bekannt. F r die ie verei baru gsperi de
2003 bis 2005 f t ge ere  auf  dass die Texte f r ede H chschu e i di
vidue  u terschied ich abgefasst si d  s w h  hi sicht ich des U fa gs
a s auch hi sicht ich des retheitsgrads i  Be ug auf verei barte ie
e u d a ah e  Das h chschu verg eiche de Fa it a  i  vier Pu

te  ge ge  werde

7 Vgl. für die gesamten Ergebnisse der Studie Kahlert u.a. (2008), Teil I.
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Erstens: Die Texte der Zielvereinbarungen zur Gleichstellung sind
zum Teil sehr knapp und allgemein gehalten (Burg Giebichenstein), zum
Teil sehr abstrakt und programmatisch formuliert (Hochschule Magde-
burg-Stendal und Hochschule Merseburg), zum Teil aber auch ausführ-
lich mit vergleichsweise konkreten Maßnahmen abgefasst (Universität
Halle, Universität Magdeburg, Hochschule Anhalt, Hochschule Harz).
Spiegelt man die für die einzelnen Hochschulen sehr unterschiedlich aus-
geführten Zielvereinbarungstexte mit dem Stand der innerhochschuli-
schen Gleichstellung, wie er von den Hochschulleitungen in den Inter-
views dargestellt wurde, so fällt auf, dass der Konkretheitsgrad der Ziel-
vereinbarungen wesentlich mit dem Konkretheitsgrad der berichteten
Umsetzung von Gleichstellung korrespondiert. Dort, wo die Texte nur
knapp oder programmatisch abgefasst sind, scheint nach Aussage der Be-
fragten innerhochschulisch keine vertiefte Befassung mit und keine Um-
setzung von Gender Mainstreaming erfolgt zu sein. Vergleichsweise kon-
krete Umsetzungsbeispiele, zumeist allerdings in Gestalt von Frauenför-
derung, zum Teil auch in Verbindung mit Familienförderung, gibt es wie-
derum dort, wo auch die Zielvereinbarungen bereits vergleichsweise kon-
kret abgefasst sind. 

Zweitens: Eine ausdrückliche Konzeptentwicklung zu Gender Main-
streaming ist laut Aussage der Rektoren nur an zwei Hochschulen erfolgt:
In der Universität Halle wurde die Umsetzung von Gender Mainstrea-
ming in den Frauenförderplan integriert und wird als Doppelstruktur ge-
staltet, und in der Hochschule Harz wurden bisherige Frauenförder- und
Familienförderungsmaßnahmen zu einem Gender-Mainstreaming-Kon-
zept zusammengefasst. An der Universität Magdeburg wurde Gleichstel-
lung als Frauen- und Familienförderung betrieben, während Gender
Mainstreaming keine Rolle spielte. An der Burg Giebichenstein wird
nach Aussage des Rektors das Gebot der Gleichstellung der Geschlechter
in Form der Förderung von Existenzgründungen von Frauen nach dem
Studium umgesetzt. Demnach war faktisch nur ein Ausschnitt der her-
kömmlichen Frauenförderung betroffen, Gender Mainstreaming im um-
fassenden Sinn hatte auch hier keine Relevanz. Die Rektoren der übrigen
Hochschulen verweisen darauf, dass die Umsetzung der Zielvereinbarun-
gen nach einem Jahr durch den Hochschulstrukturprozess konterkariert
worden sei, der alles überlagert habe. In 2003/04 sei es zeitgleich um die
Organisationsstrukturen, die Studienstrukturreformen und die Erfüllung
einer 10-Prozent-Sparauflage der Landesregierung ab 2006 gegangen.
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Dadurch sei die Umsetzung von Gender Mainstreaming „nachrangig“,
ein „absolut nebenrangiges Thema“ bzw. „nebensächlich“ geworden. Ein
Rektor stellt fest, dass bisher in der Hochschule gar nicht aufgefallen sei,
dass in Bezug auf Gender Mainstreaming nichts passiert sei, das Ministe-
rium habe aber auch nicht nachgefragt. Diese Aussagen verdeutlichen,
dass die Umsetzung von Gender Mainstreaming in den Fachhochschulen
zumeist als ein Extra-Thema gesehen wird, das laut den Befragten nur in
„Phasen ruhigen Fahrwassers“ verfolgt werden kann, während die eta-
blierte Frauen- und Familienförderung auf dem erreichten Niveau weiter-
geführt wird. Zu schlussfolgern ist, dass die in der Gender-Mainstrea-
ming-Strategie angelegte Querschnittsperspektive in fünf der sieben sach-
sen-anhaltischen Hochschulen auf der Umsetzungsebene der Prozess-
steuerung im Zielvereinbarungszeitraum 2003 bis 2005 noch nicht wirk-
lich angekommen ist und Einzelmaßnahmen im Vordergrund standen. 

Drittens: Frauenförderung, Gleichstellung und ggf. Gender Mainstrea-
ming werden laut Aussage der Hochschulleitungen dann besonders gern
in den sachsen-anhaltinischen Hochschulen umgesetzt, wenn die entspre-
chenden Maßnahmen aus Sonderprogrammen der Landesregierung oder
durch andere Förderer, z.B. den Europäischen Sozialfonds, finanziert
werden. Dies gilt etwa für das HWP-geförderte Sonderprogramm: „För-
derung der Berufungsfähigkeit von Frauen an Fachhochschulen im Land
Sachsen-Anhalt“, dessen Weiterführung alle Fachhochschulen in den In-
terviews befürworteten, für das HWP-geförderte Programm zur „Förde-
rung des weiblichen wissenschaftlichen Nachwuchses“ an beiden Univer-
sitäten und für die Dorothea-von-Erxleben-Gastprofessur an der Univer-
sität Magdeburg.8 „Das hat uns jahrelang nicht weh getan“, kommentiert
ein Rektor diese Sonderförderung aus hochschulexternen Mitteln. Umge-
kehrt könnte die Schlussfolgerung gezogen werden, dass sich die Bereit-
schaft der Hochschulleitungen zur Umsetzung von Gleichstellungsmaß-
nahmen deutlich verringert, wenn dafür hochschuleigene Mittel für die

8 Die D r thea v Erx ebe Gastpr fessur die t der F rderu g weib icher arriere  i  der
H chschu ehreri e aufbah  Sie wird seit 1997 hr ich f r ei  a  der tt v Gue
ricc e U iversit t vertrete es Fach vergebe  u d auf V rsch ag der Fa u t te  dieser U i
versit t beset t  – A e drei ge a te  Pr gra e werde  aus de  Hausha tstite  U set
u g des Ge der ai strea i g Aspe tes i  Wisse schaft u d F rschu g  fi a iert  Die

ser ist Besta dtei  des Rah e vertrages F rschu g u d I vati  der wische  de
u tus i isteriu  u d de  H chschu e  i  ahr 2007 bis u  ahr 2010 gesch sse  wur

de  ach A gabe  des u tus i isteriu s besteht da it bis u  ahr 2010  v rbeha t ich
der A tragste u g u d v rha de er Hausha ts itte  ei e Wahrschei ich eit  dass diese
Pr gra e weitergef hrt werde  
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Gleichstellung eingesetzt werden müssen, die durch Umverteilung im in-
nerhochschulischen Mittelfluss bereit zu stellen sind.

Viertens: Die intendierte Umsetzung von Gender Mainstreaming er-
folgte in der hier betrachteten Zielvereinbarungsperiode 2003 bis 2005
wesentlich in Form von „traditioneller“ Frauenförderung im wissen-
schaftlichen Nachwuchs, bei der Besetzung von Professuren und bei der
Gewinnung von Studentinnen in naturwissenschaftlich-technischen Fä-
chern oder als Familienförderung, z.B. in Gestalt von neu geschaffenen
Kinderbetreuungsangeboten. Gender Mainstreaming, verstanden als Kon-
zept der gleichstellungsbezogenen Struktur-, Prozess- und Kulturverände-
rung, scheint für diese Zielvereinbarungsperiode nur in der Universität
Halle auf Widerhall gestoßen zu sein. Weitere Umsetzungsfelder von
Gender Mainstreaming, wie etwa die Etablierung von Frauen- und Ge-
schlechterforschung, die Gender-Budgetierung, die Integration von Gen-
der Mainstreaming in interne Zielvereinbarungen oder die Integration von
Genderkompetenz in die Studienstrukturreform, scheinen für die Befrag-
ten bisher kaum eine Rolle zu spielen oder werden zum Teil sogar offen
abgelehnt wie insbesondere der Ausbau der Frauen- und Geschlechterfor-
schung. Damit ist festzuhalten: Zumindest in der Zielvereinbarungsperi-
ode der Jahre 2003 bis 2005 fand laut Aussagen der befragten Hochschul-
leitungen Gender Mainstreaming teils nur ansatzweise, teils gar nicht
statt. Andererseits wurde diese neue Gleichstellungsstrategie von allen
Befragten ausdrücklich begrüßt. 

Im nächsten Argumentationsschritt ist deshalb von Interesse, wie es
mit der hochschulischen Bereitschaft zur Umsetzung von Gender Main-
streaming für die Zielvereinbarungsperiode 2006 bis 2010 aussieht. In-
wiefern sind hier, möglicherweise auch perspektivisch, Veränderungen er-
wartbar?

4. Die Umsetzung von Gender Mainstreaming in
der Zielvereinbarungsperiode 2006 bis 2010

Für die laufende Vereinbarungsperiode 2006 bis 2010 wurde die institu-
tionell differenzierte Abfassung der Zielvereinbarungstexte nicht fortge-
schrieben. Stattdessen ist der Zielvereinbarungstext für alle Hochschulen
gleichlautend abgefasst und insgesamt knapp gehalten. Er lautet:

„(Hochschule) und Kultusministerium stimmen überein, dass es Ziel
der Anstrengungen sein muss, mehr Frauen für eine akademische Lauf-
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bahn zu begeistern und zu befähigen und das gesamte Umfeld für Chan-
cengleichheit zu sensibilisieren. Die (Hochschule) beteiligt sich zusam-
men mit allen Hochschulen des Landes an einem Arbeitsprojekt zur
Verbesserung der Chancengleichheit und Familienfreundlichkeit. Die
Hochschule Magdeburg-Stendal (FH) übernimmt dabei eine koordinie-
rende Funktion. Dadurch sollen hochschulspezifische praktische Maß-
nahmen zur Beförderung der Chancengleichheit von Frauen und Män-
nern gefunden und deren Umsetzung vorbereitet werden. Die o.g. Maß-
nahmen sind im Zeitraum bis 2010 zu einer integrierten Nachwuchsför-
derungspolitik auszugestalten. Die (Hochschule) legt eine Konzeption
vor und berichtet (...) insbesondere über Umsetzungsmaßnahmen.“

Vereinbart wird in diesem Abschnitt mit der Gliederungsnummer A6 also
eine hochschulübergreifende Koordinierung der Umsetzung von Gender
Mainstreaming durch die H chschu e agdeburg Ste da  (FH) i  
bi ati  mit nicht näher benannten je spezifischen Maßnahmen in den
einzelnen Hochschulen. Der Schwerpunkt soll dabei auf der Nachwuchs-
förderung liegen. Verei bart wird sch ie ich auch die V r age ei er 
epti  u d ei es Berichts ber U set u gs a ah e  Es f t ude

auf  dass Ge der ai strea i g icht exp i it be a t wird  die Rede ist
v  Fraue f rderu g u d Cha ce g eichheit v  Fraue  u d er  

Während in den Interviews für die vorherige Zielvereinbarungsperi-
ode ein abgeschlossener Zeitraum auf der Basis institutionell differenzier-
ter Zielvereinbarungen reflektiert werden konnte, bestand die Aufgabe für
die zum Zeitpunkt der Interviews noch nicht einmal ein Jahr laufende
Zielvereinbarungsperiode wesentlich darin, eine institutionell differen-
zierte Einschätzung zu anlaufenden bzw. perspektivisch geplanten Maß-
nahmen unter dem Dach eines für alle Hochschule nahezu identischen
Zielvereinbarungstexts einzuholen. Angesichts der Untersuchungsergeb-
nisse zur vorangegangenen Zielvereinbarungsperiode verwundert es
kaum, dass die I terviews it de  H chschu eitu ge  f r die aufe de

ie verei baru gsperi de ei e wese t iche  F rtschritte i  Be ug auf
die U set u g v  Ge der ai strea i g a  de  sachse a ha tische
H chschu e  erwarte  asse  wie das f ge de h chschu verg eiche de
Fa it eigt  

Erstens: Das vereinbarte hochschulübergreifende Arbeitsprojekt und
dessen Koordination seitens der Hochschule Magdeburg-Stendal (FH)
hatte bis zur Durchführung der Interviews zwischen Juli und November
2006 keine Umsetzung erfahren. Aus Sicht eines Rektors stellt sich dieses
Arbeitsprojekt als „schwierige Aufgabe“ dar, „da beide (für die Erfüllung
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dieser Aufgabe, d.V.) vorgesehenen Personen weg gebrochen sind“.9 Alle
anderen Hochschulen bekunden hingegen, geduldig dem Anstoß aus der
Hochschule Magdeburg-Stendal entgegen zu sehen. Zugleich sind die mit
dem vereinbarten Arbeitsprojekt verbundenen Erwartungen heterogen:
Einige Fachhochschulen erhoffen sich z.B. fertige Konzepte, etwa nach
Ausarbeitung durch die Gleichstellungsbeauftragten, während die beiden
Universitäten und die Burg Giebichenstein „nicht viel“ erwarten bzw.
sich skeptisch gegenüber einem hochschulübergreifenden Arbeitsprojekt
zeigen.

Zweitens: Von einzelnen Ausnahmen abgesehen ist an den Hochschu-
len im laufenden Vereinbarungszeitraum keine Intensivierung der Maß-
nahmen zur Frauenförderung oder gar zur Umsetzung von Gender Main-
streaming geplant. Die Universität Halle wird nach Aussage des Rektors
den hochschulinternen Vorschlag zur Abfassung der Zielvereinbarung
umsetzen, der für den abschließenden Vereinbarungstext mit dem Kultus-
ministerium keine Verwendung gefunden hatte. Vorgesehen ist dort u.a.
eine genderbezogene Struktur- und Personalentwicklung sowie die Be-
rücksichtigung des Grundsatzes der Geschlechtergerechtigkeit in der Mit-
telverteilung. Die Universität Magdeburg treibt u.a. die Zertifizierung als
„Familienfreundliche Hochschule“ voran10 und verpflichtet sich laut Aus-
sage des Rektors dazu, mindestens 30% der neu zu berufenden Professu-
ren mit Frauen zu besetzen. Die Burg Giebichenstein will u.a. die Förde-
rung der Existenzgründungen von Frauen fortsetzen und Frauen bei der
Graduiertenförderung verstärkt berücksichtigen. An den Fachhochschulen
sollen in der Regel die bestehenden Maßnahmen der Frauen- und Famili-
enförderung fortgeschrieben werden.

Drittens: Die Hochschulleitungen sehen auf Nachfrage einzelne An-
satzpunkte für die Umsetzung von Gender Mainstreaming, wobei keine
für alle Hochschulen gemeinsamen Ansatzpunkte identifiziert werden
konnten, aber Schnittmengen erkennbar sind:

• Personalentwicklung, z.B. Fortbildung bzw. Coaching zu Gleichstel-
lungsfragen für hochschulische Führungskräfte, zum Teil einschließ-
lich Hochschulleitungen 

9 Die eine für die Leitung des Projekts ursprünglich vorgesehene Persönlichkeit hat 2006
ein Staatssekretariat in der Landesregierung von Sachsen-Anhalt übernommen, die andere
Persönlichkeit steht ebenfalls nicht mehr zur Verfügung.
10 Am 30. November 2006 wurde ihr das Grundzertifikat zum Audit „familiengerechte
hochschule“ der berufundfamilie gGmbH der Hertiestiftung verliehen.
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• Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses (z.B. Promotionsstel-
len für Frauen, Graduiertenförderung auch in Form von Stipendien)

• Entwicklung von Studienangeboten zur Genderkompetenz im Rah-
men der BA-/MA-Studiengänge

• Verankerung von Gender Mainstreaming im hochschulischen Leitbild 
• Verankerung von Gender Mainstreaming in hochschulinternen Ziel-

vereinbarungen

Die Hochschulleitungen verdeutlichen aber zugleich, dass sie diese An-
satzpunkte ohne Ressourcen (Geld, Personal, Zeit, Kompetenz, Fort- und
Weiterbildungen) und ggf. Beratung kaum konkretisieren werden.

Viertens: Was in Bezug auf Gender Mainstreaming unter einer „inte-
grierten Nachwuchsförderungspolitik“ verstanden werden soll, ist den
Befragten zumeist unklar. Die Rektoren der Universitäten füllen den Be-
griff mit Chancengerechtigkeit, Familiengerechtigkeit und Generationen-
gerechtigkeit und artikulieren keine konkreten Vorstellungen zur Ausge-
staltung. Die Vertreter der Fachhochschulen zeigen ein generelles Unver-
ständnis gegenüber diesem Passus und fühlen sich davon nicht angespro-
chen, da Nachwuchsförderung nicht zu ihren hochschulischen Aufgaben
gehöre. 

Fünftens: Bei der Mehrzahl der Befragten zeigt sich eine Unzufrie-
denheit mit der Knappheit und Abstraktheit der Zielvereinbarung zu Gen-
der Mainstreaming. Die meisten wünschen sich konkretere Vereinbarun-
gen, sei es, dass die Vorschläge aus der jeweiligen Hochschule auch im
Vereinbarungstext aufgegriffen werden, sei es, dass durch den Vereinba-
rungsprozess konkrete Vorschläge erwartet werden. 

Die Auswertung der Interviews verdeutlicht, dass die Zielvereinba-
rung 2006 bis 2010 zur „Gleichstellung von Männern und Frauen in der
Wissenschaft“ aus Sicht der Hochschulen überprüfungs- und modifikati-
onsbedürftig ist, da hier kaum konkrete Ansatzpunkte zur Umsetzung von
Gleichstellung und Gender Mainstreaming gesehen werden. Die verein-
barte hochschulübergreifende Koordinierung in Gestalt eines Arbeitspro-
jekts zur Verbesserung der Chancengleichheit und Familienfreundlichkeit
wurde, zumindest in der geplanten Form, nicht als besonders Erfolg ver-
sprechend wahrgenommen. Zudem sind, von einzelnen Ausnahmen abge-
sehen, an den einzelnen Hochschulen nicht allzu viele neue Maßnahmen
und Aktivitäten zur Umsetzung von Gender Mainstreaming vorbereitet
worden bzw. in Vorbereitung. Zumindest auf der Basis der Interviews
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wird offensichtlich, dass die vorliegenden Zielvereinbarungen keinen An-
stoß zur Weiterentwicklung dieser hochschulischen Aufgabe geben.11 

Abschließend soll nun nach Gründen für dieses doch im Hinblick auf
die in den Zielvereinbarungen angestrebten Fortschritte in der hochschu-
lischen Gleichstellungspolitik wenig ermutigende Ergebnis gefragt wer-
den. Damit ist die Argumentation, nunmehr empirisch untersetzt, wieder
an der Ausgangsfrage dieses Beitrags angelangt, we che u set u gsbe
ge e  Cha ce  vertragsf r ige Verei baru ge  f r die h chschu be
ge e G eichste u gsarbeit biete  u d we che Gre e  dieses I stru e t

it sich bri gt  Was sage  die e pirische  Ergeb isse ber U set u gs
g ich eite  u d pr b e e v  vertragsf r ige  Verei baru ge  ur

G eichste u g aus

5. Chancen und Grenzen der Kontraktsteuerung
zur Herstellung von Chancengleichheit 
zwischen den Geschlechtern

Die Beantwortung der Ausgangsfrage dieses Beitrags und die damit ein-
hergehende Bewertung der empirischen Ergebnisse kann nicht davon ab-
sehen, sich mit Grundlagen erfolgreicher Kontraktsteuerung auseinander
zu setzen. Nach Heidi Degethoff de Campos und ihren Autorinnenkolle-
ginnen, alle Gleichstellungsbeauftragte an Berliner Hochschulen, setzt er-
folgreiche Kontraktsteuerung voraus, dass

• mit Sanktionen und mit Anreizmodellen gearbeitet wird, denn nur die-
se Kombination stellt sicher, dass quantitative und qualitative Ziele
realistisch gesteckt und Anstrengungen zu ihrer Erreichung unternom-
men werden,

• konkrete quantitative und qualitative Messgrößen beziffert werden,
auch in temporärer Hinsicht, denn nur dann können seitens der evalu-
ierenden Instanz positive wie negative Veränderungen im Hinblick
auf ein bestimmtes Ziel festgestellt werden, 

11 Am 10. Juli 2007 fand in Magdeburg der Workshop „Gender Mainstreaming und Chan-
cengleichheit an den Hochschulen Sachsen-Anhalts: Gegenwart und Zukunft“ unter Beteili-
gung des Kultusministeriums Sachsen-Anhalt, aller Interviewpartner und externer Gleich-
stellungsexpertinnen aus dem Hochschul- und Wissenschaftsbereich statt (vgl. Kahlert u.a.
2008, Teil II). Er hatte die auswertende Diskussion der Ergebnisse der vorliegenden Studie
mit allen Beteiligten zum Ziel. Inwiefern damit neue Handlungsanstöße für den Gender-
Mainstreaming-Prozess in den sachsen-anhaltinischen Hochschulen gegeben werden konn-
ten, wird die Zukunft zeigen.
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• Angaben über verfügbare (Finanz-)Mittel gemacht werden, 
• regelmäßige und transparente Erfolgskontrollen stattfinden (vgl. De-

gethoff de Campos u.a. 2002: 22f.; vgl. Mey 2001: 134f.).

Legt man diese Kriterien an die sachsen-anhaltischen Zielvereinbarungen
zu den Aufgaben Gleichstellung und Gender Mainstreaming an, so er-
möglicht das Untersuchungsergebnis zunächst einmal eine Kritik an den
Zielvereinbarungen selbst, die auch zum Teil von den Hochschulleitun-
gen explizit formuliert wird: Die Zielvereinbarungen arbeiten weder mit
Sanktionen noch mit Anreizen, beziffern in der Regel keine quantitativen
und qualitativen Messgrößen und machen keine Angaben über verfügbare
(Finanz-)Mittel, sondern enthalten allgemeine Absichtserklärungen, teils
detaillierte Maßnahmen. Vor diesem Hintergrund können die Vorschläge
einiger Rektoren, die Zielvereinbarungen konkreter abzufassen, messbare
Ziele zu formulieren und einen Fonds zur Förderung der Gleichstellungs-
arbeit einzurichten, als Appelle an den ministeriellen Vertragspartner in-
terpretiert werden, hier für mehr Klarheit in den Erwartungen an die
Hochschulen zu sorgen und ein Anreizsystem zu etablieren. Dies gilt
umso mehr, als es sich bei der (Geschlechter-)Gleichstellung offensicht-
lich um eine in Zeiten der Input-Steuerung politisch protegierte Aufgabe
und ein entsprechend normativ fundiertes Ziel handelt (vgl. Pasternack
2003: 138), das bei den Hochschulleitungen derzeit allenfalls nachrangig
auf der Agenda der strategischen Organisationsziele steht, wie die Inter-
views nachdrücklich belegen. 

Erfolgskontrollen sind im sachsen-anhaltischen Beispiel in den Ziel-
vereinbarungen in Gestalt einer regelmäßigen Berichterstattung der
Hochschulen an das Kultusministerium vorgesehen, wobei in den Inter-
views mit den Hochschulleitungen verschiedentlich kritisch angemerkt
wurde, dass zu den bisherigen Umsetzungsberichten seitens des Kultus-
ministeriums keine Rückmeldung erfolgt sei. König zeigt im Rahmen
leitfadengestützter Interviews mit Akteurinnen und Akteuren aus Hoch-
schulen und Ministerien, die am Verhandlungsprozess vertragsförmiger
Vereinbarungen teilnahmen, dass zahlreiche von ihm an den Hochschulen
Interviewte mutmaßen, die Wissenschaftsministerien befassten sich kaum
mit den Berichten (König 2006: 39). Das Beispiel der fehlenden Rück-
meldungen weist darauf hin, dass bei der Bewertung der Chancen und
Grenzen von Kontraktsteuerung auch die Frage der Verhandlungskultur
und des Verhandlungsstils zwischen hierarchisierten Partnern beantwortet
werden muss. Schließlich ist es für den Erfolg oder Misserfolg von Ziel-
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vereinbarungen nicht unerheblich, wie sie zustande gekommen sind. Für
das vorliegende Beispiel kann diese Frage nicht beantwortet werden
kann, da sie nicht Gegenstand der empirischen Studie war. 

Der Erfolg oder Misserfolg von Zielvereinbarungen hängt schließlich
auch davon ab, wie sie in den Hochschulen kommuniziert und akzeptiert
werden. So verweist Julia Neissl am Beispiel der Chancengleichheitsfra-
ge darauf, dass auch der Implementierungsprozess von Zielvereinbarun-
gen innerhalb der Hochschulen eine Rolle spiele (Neissl 2007: 143). Eine
erfolgreiche Implementation setze eine Beschäftigung mit der Definition
von organisationalen Zielen ausgehend von einer fundierten Beschrei-
bung und Analyse der Ist-Situation voraus (Neissl 2007: 149) sowie über-
haupt eine umfänglichere Befassung mit der Frage der Chancengleichheit
der Geschlechter (vgl. Kahlert 2006). Die von Neissl erwähnten regelmä-
ßigen Ist-Stand-Analysen sind zudem nicht nur eine wichtige Grundlage
für strategische Entscheidungen innerhalb der Hochschulen, sondern auch
die Grundlage für erfolgreiche Zielvereinbarungsprozesse und deren
Fortschreibungen bzw. Modifikationen, die hier einen Ausgangspunkt ha-
ben. Zielvereinbarungen zwischen Staat und Hochschulen, auch zu
Gleichstellung, sind also dann am erfolgreichsten, wenn sie auch inneror-
ganisational aktiv umgesetzt werden, beispielsweise im Rahmen von or-
ganisationsinternen vertragsförmigen Vereinbarungen. Die Interviews las-
sen Rückschlüsse darauf zu, dass Ziele im Bereich von Gleichstellung
und Gender Mainstreaming nur in ganz wenigen untersuchten Hochschu-
len eine herausragende Bedeutung im innerorganisationalen Kommunika-
tionsprozess haben. Dennoch würde es zu weit führen, dies als Bestäti-
gung der These Königs zu interpretieren, dass das Thema Gleichstellung
tatsächlich gegenwärtig in den Verhandlungen von vertragsförmigen Ver-
einbarungen an Bedeutung verliert (vgl. König 2006: 39).12

Sind vertragsförmige Vereinbarungen nun ein zielführendes Instru-
ment zur Sicherung, Erweiterung und Vertiefung der Gleichstellungsar-
beit an Hochschulen? Das Beispiel Sachsen-Anhalt zeigt gleichermaßen
die Chancen und Grenzen dieses Instruments auf. Abschließend ist fest-
zuhalten: Sofern es gelingt, zu konkret mess- und erreichbaren Vereinba-
rungen zur Gleichstellung zu kommen, die von beiden Vertragspartnern
aktiv getragen werden, liegt hierin ein Erfolg versprechender Hebel, um
die Herstellung und Verwirklichung von Chancengleichheit in den Hoch-
schulen voranzubringen. 

12 Leider nennt er keine Gründe für diese Beobachtung. 
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